Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1817 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Reichsversicherungsordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 368a Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung 
wird gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Bitten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1°~3 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 4. Mai 1960 


Dr. Stammberger 
Mischnick 
Frau Fries e-Korn 
Dr. Mende und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Begründung 


Das Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil vom 
23. März 1960 den § 368a Abs. 1 Satz 1 der Reichs- 
versicherungsordnung für nichtig erklärt, soweit er 
sich auf Ärzte bezieht (Bundesgesetzbl. I S. 235), 
weil er die Grundrechte der Ärzte aus Artikel 12 
Abs. 1 GG verletzt. Damit ist die Vorschrift besei- 
tigt worden, daß im Zulassungsbezirk in der Regel 
auf je 500 Mitglieder 1 Arzt zuzulassen ist (Ver- 
hältniszahl), um eine ausreichende ärztliche Versor- 
gung der Versicherten und die freie Wahl unter 
einer genügenden Zahl von Ärzten zu gewähr- 
leisten. 

Die in derselben Bestimmung festgelegte Verhält- 
niszahl für Zahnärzte wurde von dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts nicht berührt, weil in 
dem betreffenden Verfahren nur über die Ver- 
fassungsbeschwerden von Ärzten zu entscheiden 
war. Für die Ärzte ist damit eine Rechtslage ge- 
schaffen, die allen zulassungsfähigen Ärzten einen 
Rechtsanspruch gibt, sofort am, Orte ihrer Wahl zur 
Kassenpraxis zugelassen zu werden. Dieser Rechts- 
anspruch bleibt den Zahnärzten versagt, solange die 
für sie geltende Verhältniszahl noch fortbesteht. Be- 
troffen hiervon werden einige tausend Zahnärzte, 
die sich gleich den Ärzten meist schon seit vielen 
Jahren von der Zulassung ausgeschlossen sehen, weil 


die in der RVO festgesetzte Verhältniszahl eine ent- 
sprechende zahlenmäßige Beschränkung der Zulas- 
sung bedingt. Damit ist eine unterschiedliche Rechts- 
lage für zwei gleichgeartete Berufe entstanden, de- 
ren Stellung in der Sozialversicherung gleichartig 
geregelt war. Ihre Aufrechterhaltung ist sachlich 
nicht gerechtfertigt und würde ferner mit rechts- 
staatlichen Grundsätzen unvereinbar sein. Denn die 
gleichen rechtlichen und sachlichen Erwägungen, 
die das Bundesverfassungsgericht bestimmt haben, 
die Verhältniszahl für Ärzte als verfassungswidrig 
und damit als nichtig zu erklären, treffen ohne Ein- 
schränkung, wenn nicht in noch stärkerem Maße, 
auf die Verhältniszahl für Zahnärzte zu. Die Ver- 
fassungswidrigkeit auch dieser Verhältniszahl ist 
daher evident. Die Beseitigung der als verfassungs- 
widrig erkannten Gesetzesvorschrift kann aber 
nicht einer etwa noch ergehenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts überlassen oder bis zur 
Verabschiedung des KVNG zurückgestellt werden; 
sie hat vielmehr unverzüglich durch den Gesetz- 
geber zu geschehen, indem der § 368a Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung, soweit er nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 23. März 
1960 noch besteht, vollständig und endgültig aufge- 
hoben wird. 
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